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Kern: Mehr Freiheit vor Ort statt bildungspolitischer Bevormundung

In Landtagsdebatte zur Schulpolitik zum Thema sprach sich der bildungspolitische Sprecher der FDP-
Fraktion, Dr. Timm Kern, erneut für einen stabilen Schulfrieden in Baden-Württemberg aus.

„Das Besorgnis erregende in der Bildungspolitik ist nicht so sehr die Tatsache, dass unterschiedliche
Parteien über bildungspolitische Grundsatzfragen unterschiedlicher Auffassung sind und eine Regierung
eigene Akzente setzen will. Besorgnis erregend ist, wenn sich eine Landesregierung wie derzeit die grün-
rote in eine Position verbohrt und für keinerlei Argumente von Fachleuten, aus der Bevölkerung oder
woher auch immer mehr zugänglich ist. Damit nicht nach jeder Landtagswahl eine neue
Regierungskonstellation nach dem Grundsatz verfährt ‚Unsere Bildungspolitik in ihrem Lauf halten weder
Ochs noch Esel auf!‘ und die am Bildungswesen Beteiligten vor Ort die Leidtragenden ständig
wechselnder Vorgaben sind , bedarf es verlässlicher Rahmenbedingungen für das Bildungswesen.
Deshalb hat die FDP-Fraktion am 1. Oktober 2014 ein liberales Schulkonzept für einen stabilen
Schulfrieden in Baden-Württemberg vorgelegt – bis heute als einzige im Landtag vertretene Fraktion.
Kern des liberalen Schulfriedenskonzepts ist eine auskömmliche und faire Ausstattung aller Schularten in
einem gegliederten und vielfältigen Schulwesen und die Freiheit der Verantwortlichen vor Ort, ihr
Schulangebot in eigener Verantwortung zu gestalten.“

Kern bedauerte, dass keine im Landtag vertretene Fraktion den liberalen Schulfriedensvorstoß
aufgegriffen hat. „Mehr noch, es hat in der Geschichte des Landes wohl noch keine Landesregierung
gegeben, die die Freiheit des Bildungswesens mehr beschnitt als die grün-rote. Hier eine Auswahl von
grün-roten Freiheitseinschnitten:

Grün-Rot will nur noch die Zwei-Säulen-Schullandschaft für unser Land, bestehend aus1.
Gemeinschaftsschulen und Gymnasien.

Mehr Freiheit dagegen hieße, den Verantwortlichen vor Ort die Möglichkeit zur Ausgestaltung ihres
Bildungsangebots zu geben. Sie sollten selbst entscheiden, ob sie beispielsweise eine Haupt-
/Werkrealschule oder Realschule fortführen, eine Verbundschule bilden oder eine Gemeinschaftsschule
wollen – bei fairer Ausstattung und ohne Privilegierungen.

Grün-Rot will die „eine Schule für alle“ – von der grünen Jugendorganisation erst kürzlich2.
beschlossen. Mehr Freiheit aber hieße, die passende Schule für jeden Schüler anzustreben.
Grün-Rot wünscht sich am liebsten die verpflichtende Ganztagsschule.3.
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Mehr Freiheit dagegen hieße, auch die offene Ganztagsschule ins Schulgesetz aufzunehmen und den
Eltern die Entscheidung über Art und Umfang von Schule und Betreuung zu lassen.

Grün-Rot hat die Zwangseinführung der Gemeinschaftsschul-Pädagogik an den Realschulen4.
beschlossen.

Mehr Freiheit hieße dagegen, den Realschullehrern die Entscheidung zuzutrauen, ihre Schüler in Kursen
auf unterschiedlichen Niveaus oder in einer gemeinsamen Klasse auf den Haupt- und den
Realschulabschluss vorzubereiten.

Grün-Rot hat den weiterführenden Schulen verboten, sich die Grundschulempfehlung zeigen zu5.
lassen.

Mehr Freiheit hieße dagegen, den weiterführenden Schulen diese wichtigen Informationen zu geben und
ihnen zuzutrauen, damit verantwortungsvoll und zum Wohle der Schüler umzugehen.

Grün-Rot hat ein Schulschließungsbeschleunigungsprogramm beschlossen, das sich zwar6.
regionale Schulentwicklung nennt, aber als Wahlalternative zum Verlust des Schulstandorts nur die
Gemeinschaftsschule kennt.

Mehr Freiheit hieße dagegen, flächendeckend Bildungsregionen einzurichten und ihnen die
eigenständige Ausgestaltung des Schulangebots zu überlassen.

Grün-Rot lässt mit ihrem Inklusionsgesetz befürchten, dass die Sonderschulen ausbluten.7.

Mehr Wahlfreiheit hätte geheißen, den Sonderschulen nicht nur ihren Namen zu lassen, sondern sie als
sonderpädagogische Kompetenzzentren die Inklusion in einem Sprengel fachlich koordinieren und
betreuen zu lassen.

Grün-Rot plante eine Absenkung des Abiturniveaus, um die Schüler von den Gemeinschaftsschulen8.
im Regelfall aufs allgemeinbildende Gymnasium übergehen zu lassen. Mehr Wahlfreiheit dagegen
hieße, die beruflichen Gymnasien zu stärken. Sie bieten mit ihrer dreijährigen Oberstufe nicht nur
den idealen Anschluss an alle mittleren Bildungsabschlüsse an, sondern bilden somit auch eine
bewährte neunjährige Alternative zum achtjährigen Gymnasium.

Kern: „Die Liste der grün-roten Freiheitseinschränkungen im Bildungsbereich ließe sich noch beliebig
fortsetzen. Damit erzeugt die Landesregierung Unzufriedenheit, mithin Unfrieden vor Ort. Die
Bürgerinnen und Bürger werden sich aber eine Bildungspolitik der Bevormundung und Besserwisserei
nicht länger gefallen lassen. Die Landtagswahl wird deshalb auch eine Abstimmung über den
Schulfrieden und Freiheit im Bildungswesen in unserem Land.“
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